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Mittheilungen aus der Praxis. 


Rechtfertigung einer wegepolizeilichen nene der Gemeinde 

nach behördlicher commiſſioneller Erhebung unter gleichzeitiger Ver⸗ 

fügung, daß der polizeilich ſachfälligen Partei der Regreß in 

Betreff Erſatzes der Commiſſionskoſten aggen die Gemeinde für 

den Fall des Obſiegens der Partei im Meritalſtreite über die 

Qualität des Weges, auf den ſich die polizeiliche Anordnung bezog, 
vorbehalten bleibe. 


Die Bezirkshauptmannſchaft hat unterm 26. Jänner 1878 fol⸗ 
gende Erledigung an die Domänendirection O. gerichtet: 

„Die Direction beſchwert ſich in der beim Gemeindevorſtande in N. 
eingereichten und von dieſem vorgelegten Eingabe vom 27. September 
1877 gegen den Beſchluß der Gemeindevertretung in N. vom 23. 
September 1877, womit dem fürſtlichen Förſter in F. bei N. Karl K. 
die Hinwegräumung des auf dem Fahrwege P. Nr. 1686, welcher 
von der ſogenannten Herrnmühle Nr. 183 der Witwe F. in D. bei N. 
zur Einſchichte S. ſührt, hergeſtellten Wegſchrankens binnen 3 Tagen 
bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 3 fl. angeordnet wurde. Desgleichen 
wird von der Direction in der unmittelbar hier eingereichten Eingabe 
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vom 6. October 1877 darüber Beſchwerde geführt, daß der N... er 
Gemeindevorſteher noch vor dem Verlauſe der dreitägigen Friſt und 
ohne die Entſcheidung des obigen Recurſes abzuwarten, am 5. October 
den Wegſchranken eigenmächtig hinwegräumen ließ. In Folge dieſer Be⸗ 
ſchwerde wurde durch eine Commiſſion am 11., 16. und 17. Oetober der 
Thatbeſtand an Ort und Stelle erhoben und die Gedenkmänner einvernommen. 
Aus den Erhebungsacten geht hervor, daß die N. .. er Gemeinde⸗ 
vertretung den obigen Weg als einen öffentlichen anſieht und deſſen 
Offenhaltung für den freien Verkehr zwiſchen den 23 Wohnhäuſern der 
zu N. gehörigen Ortſchaft D. bis nach S. als nothwendig findet und 
auf Grund deſſen die Hinwegräumung des Wegſchrankens anordnete und 


| Später auch wirklich deſſen Aufbewahrung in der Gemeinde verfügte. Da 


es ſich hier um die Entſcheidung über die Oeffentlichkeit eines Weges 
handelt, dieſe Entſcheidung aber nach $ 28 Gem. O. in die Competenz 
der autonomen Organe fällt, und weil ferner für die Staatsbehörde der 
geſetzliche Anlaß zu einem Einſchreiten im Sinne des $ 103 der Gem. O. 
gegenüber jenen Anordnungen und Verfügungen auch ſonſt nicht gegeben 
if, jo hält die Bezirkshauptmannſchaſt ſich nicht für berechtigt, in eine 
Entſcheidung über obige Beſchwerden einzugehen und muß es der 
Direction anheimſtellen, ihre Beſchwerde bei der höheren autonomen 
Behörde einzubringen.“ 

Gegen dieſe Erledigung hat der Director der Domäne O. recht⸗ 
zeitig den Statthaltereirecurs überreicht, worin gebeten wird, die gemeinde⸗ 
ämtlichen Beſchlüſſe als unbefugt und geſetzwidrig zu annulliren und das 
Gemeindeamt zur ſofortigen Wiederaufſtellung des eigenmächtig entfernten 
Wehrſchrankens auf ſeine Koſten anzuweiſen. Außerdem möge die Domäne 
von den von derſelben mit Erledigung vom 26. Jänner 1878 für die 
am 10. October 1877 abgehaltene Localcommiſſion abverlangten 
Commiſſionskoſten per 10 fl. losgezählt werden, da die Domäne die⸗ 
ſelben nicht veranlaßt habe. 

Mit Entſcheidung vom 28. März 1878 hat die Statthalterei 
dem Recurſe aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung keine 
Folge gegeben und bezüglich der Commiſſionskoſten erkannt, daß die 
recurrirende Domänendirection gemäß $ 24 der Miniſterialverordnung 
vom 3. Juli 1854 (R. G. Bl. Nr. 169) zur Berichtigung derſelben 
verpflichtet ſei, weil die Vornahme der Commiſſion am 10. October 
1877 durch ihre Beſchwerde vom 6. October 1877 gegen die gemeinde⸗ 
ämtlichen Verfügungen vom 25. September und 5. October 1877 ver⸗ 
anlaßt wurde. 5 

Das k. k. Minifterium des Innern hat ddo. 16. Juni 1878, 
8. 7563, erkannt: „Dem Recurſe der Domänendirection in O. gegen 
die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 28. März 1878, inſoferne mit der⸗ 
ſelben die Berufung der Domänendirection gegen die mit der Ent⸗ 
ſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft N. vom 26. Jänner 1878 abgelehnte 
Behebung eines bereits vollzogenen gemeindebehördlichen Auſtrages zur 
Hinwegräumung des in der Gemeinde N. auf der Wegparzelle Nr. 1686 
errichteten Schrankens abgewieſen wurde, wird aus den Motiven der 
recurrirten Entfcheidung keine Folge gegeben. 


Inſoferne der Recurs gegen die mit der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung auferlegte Zahlung der Commiſſionskoſten im Betrage von 
10 fl. gerichtet iſt, wird derſelbe im Hinblicke auf den 8 24 der 
Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1854, R. G. Bl. Nr. 169, gleich⸗ 
falls zurückgewieſen, jedoch der Domänendirection der diesfällige 
Regreß an die Gemeinde N. für den Fall vorbehalten, als der frag⸗ 
liche Weg im autonomen Inſtanzenzuge nicht als ein öffentlicher 
anerkannt werden ſollte.“ K. 


Legitimationsfcheine zum Strazzenſammeln. 


Am 13. Juli 1877 iſt Wilhelm K. aus U., welchem von der 
Bezirkshauptmannſchaft L. am 2. März 1875 der Gewerbeſchein zum 
Strazzenhandel ausgefertigt worden iſt, um die Ausſtellung eines neuen 
Licenzſcheines für das laufende Jahr an Sofie G, für ihn Strazzen 
zu ſammeln, eingeſchritten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat dem Geſuche mit dem Beſcheide 
vom 25. Juli 1877 nicht willfahrt, weil nach dem Hofkanzleidecrete 
vom 3. April 1815 nur jene Strazzenſammler von der Erwerbſteuer 
befreit ſind und mit Legitimationsſcheinen zum Strazzenſammeln betheilt 
werden können, welche gegen Lohn und auf Rechnung der Papier⸗ 
fabrikauten die Strazzen ſammeln. 

Die Statthalterei hat mit Erlaſſe vom 31. October 1877 dem 
dagegen ergriffenen Recurſe des Wilhelm K. keine Folge gegeben, weil 
nach der Gew.⸗Ord. vom 20. December 1859 die Ausſtellung von 
Legitimationsſcheinen für Gehilfen der Strazzenhändler nicht ſtatthaft iſt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 19. März 
1878, Z. 18.159 ex 1877 der Berufung des Wilhelm K. Folge zu 
geben und die Ausſtellung des Legimationsſcheines für Sofie G. anzu⸗ 
ordnen befunden, „weil nach den Beſtimmungen der Hofkanzleidecrete 
vom 20. Februar und 20. Juni 1823, Z. 5070 und 18 596 (Prov. 
Geſ. Samml. Nr. 64 und 154), ferner des Erlaſſes des Miniſteriums 
des Innern vom 17. November 1855, Z. 14.166, Legitimationsſcheine 
zum Strazzenſammeln an Perſonen von gutem Wohlverhalten von der 
politiſchen Bezirksbehörde erfolgt werden können und die Vorſchriften 
in Betreff der Ertheilung von Legitimationen an Perſonen, welche ſich 
mit Strazzenſammeln beſchäftigen, durch die Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung vom 20. December 1859 keine Aenderung erlitten haben.“ 

Bemerkung des Einſenders: 

Das Hofkanzleidecret vom 3. April 1815 (Polit. Gef. Samml. 
Nr. 31) enthält bloß die Beſtimmung, daß das Strazzenſammeln, 
welches auf Rechnung des Papierfabrikanten durch einen in ſeinem Lohne 
ſtehenden Arbeiter oder Knecht geſchieht, der Erwerbſteuer nicht unter⸗ 
liegt, dagegen erwerbſtenerpflichtig iſt, wenn der Sammelnde ſolches auf 
eigene Rechnung, folglich als ſelbſtändigen Erwerb betreibt, enthält 


ſonach keine Beſtimmung darüber, ob und wem Legitimationsſcheine 


zum Strazzenſammeln ertheilt werden dürfen. 

Maßgebend in dieſer Beziehung iſt das Hofkanzleidecret vom 20. Febr. 
1823, Z. 5070 (böhm. Prov. Gef. S. Nr. 64), welches beſtimmt, 
daß aus Polizeirückſichten jene Individuen, welche Strazzen ſammeln, in 
gehöriger Evidenz zu halten und ihnen zu dieſem Behufe Licenzſcheine 
auszufertigen find, ferner, daß, um durch dieſe Maßregel den fraglichen, 
für die inländiſche Papierfabrikation immerhin wichtigen, durch das 
Hofdecret vom 24. October 1875 als frei erklärten Zweig der Be⸗ 
ſchäftigung keineswegs zu belaſten, derlei Licenzſcheine von den betreffen⸗ 
den Obrigkeiten ohne Stempel (die Stempelfreiheit der Licenzſcheine für 
Strazzenſammler wurde durch das Hofkanzleidecret vom 17. October 
1823, 3. 31.611 böhm. Prov. Gef. S. Nr. 252 aufgehoben) und 
unentgeltlich Jedermann von gutem Wohlverhalten auszufertigen ſind. 
Ferner wurde mit dem Hofkanzleideeret vom 20. Juni 1823, Z. 18.596 
(böhm. Prov. Gef. Samml. Nr. 154) verordnet, daß Strazzenſammler, 
welche dieſe Beſchäftigung nicht auf Rechnung der Papierfabrikanten, 
ſondern jelbftäudig und auf eigene Rechnung treiben, der Entrichtung 
der Erwerbſteuer nach der letzten Claſſe der Hauſirer unterliegen, und 
daß auch jene, welche dieſe Sammlung nicht auf eigene Rechnung, ſondern 
zu Handen der Papierfabrikanten betreiben, ſich vorher um die Licenz⸗ 
ſcheine hiezu bei der betreffenden Obrigkeit zu bewerben haben, welche 
ihnen, falls kein Anſtand dagegen obwaltet, unentgeltlich zu erfolgen iſt. 
Endlich beſtimmt der im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium 
und der oberſten Polizeibehörde erfloſſene Erlaß des Miniſteriums des 
Innern vom 17. November 1855, Z. 14.166, daß die Licenz⸗ oder 
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vielmehr Legitimationsſcheine zum Strazzenſammeln von der politiſchen 
Bezirksbehörde auszufertigen find, und fich genau an die früheren Vor⸗ 
ſchriften zu halten iſt, welche die unentgeltliche Verabfolgung dieſer 
Legitimationsſcheine an Jedermann von gutem Wohlverhalten anordnen 
und eine weitere Beſchränkung des in induſtrieller Beziehung ſo wich⸗ 
tigen Strazzenſammelns nicht geſtatten. Hieraus ergiebt ſich ſomit, daß 
die erwähnten Scheine keine Gewerbslicenzen, ſondern aus polizeilichen 
Gründen erforderliche Legitimationen für die mit Strazzenſammeln ſtch 
befaſſenden Perſonen ſind, für welche Legitimationen die Vorſchriften 
der Gewerbeordnung nicht anwendbar find, daher durch die Gew.⸗Ord. 
vom Jahre 1859, welche diesfalls keine Beſtimmung enthält, eine 
Aufhebung der bisherigen Vorſchriften in Betreff des Strazzenſammelns 
nicht erfolgt iſt. Es kann auch bezüglich der Ausſtellung der Legiti⸗ 
mationsſcheine zum Strazzenſammeln kein Unterſchied gemacht werden, 
ob der Strazzenſammler zu Handen eines Papierfabrikanten oder eines 
Strazzenhändlers Strazzen ſammelt, wie aus dem Wortlaute des zuletzt 
citirten Miniſterialerlaſſes hervorgeht („Jedermann ꝛc.“) und ſich auch 
aus der Natur der Sache ſelbſt ergibt, weil ſonſt ein Strazzenhandel 
unmöglich gemacht würde. Kl. 


Berechtigung jener Buchbinder, welche ihr Gewerbe vor dem 

Erſcheinen der Gewerbeordnung erlangt haben, ſowie der Beſitzer 

von radicirten oder verkäuflichen Buchbindergewerben zum Ver⸗ 
ſchleiße von Schul⸗ und Gebetbüchern und Kalendern. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 9. Februar 1878, 
Z. 18.356 ex 1877 an die o. 5. Statthalterei folgende Entſcheidung 
hinausgegeben: 

„Das Miniſterium des Innern findet den Erlaß der Statthalterei 
vom 2 November 1877, womit ausgeſprochen wurde, daß nach § 13 der 
Ordnung für Buchhändler und Antiquare vom 18. März 1806 die 
Buchbinder die Erlaubniß haben, mit Normal-, Gymnaſial⸗, Schul-, 
Gebetbüchern und mit Kalendern zu handeln und dieſe Befugniß den⸗ 
ſelben weder durch die Gewerbeordnung (§ 19, 2) noch durch das 
Preßgeſetz genommen worden ift, über den dagegen eingebrachten Recurs 
des Buchhändlers Victor St. in O. abzuändern und auszuſprechen, daß 
ein, Buchbindern, welche ihr Buchbindergewerbe vor dem Erſcheinen 
der Gewerbeordnung erlangt haben, ſowie den Beſitzern von radicirten 
oder verkäuflichen Buchbindergewerben auf Grund des Art. VI des 
Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung das ihnen im § 13 der 
galten Buchhändler⸗Ordnung vom Jahre 1806 eingeräumte Recht zum 
Verſchleiße von Gymnmaſial⸗, Schul⸗, Gebetbüchern und Kalendern nicht 
abgeſprochen werden kann, daß dagegen dieſe Berechtigung jenen Buch⸗ 
bindern, welche ihr Gewerbe erſt nach Einführung der Gewerbeordnung 
auf Grund der Beſtimmungen derſelben angetreten haben, nicht zuerkannt 
werden kann, inſoſerne dieſelben nicht die beſondere Befugniß zu dem 
in Rede ſtehenden Verſchleiße auf Grund der Gewerbeordnung oder 
des 8 3 des Preßgeſetzes erlangt haben.“ 8. 


Eheungiltigkeit wegen Neligionsverfchiedenheit (§ gu a. b. G. B.). 
— Die perſönliche Fähigkeit eines Ausländers zur Eingehun 
einer mit einer Ausländerin im Auslande geſchloſſenen Ehe iſt 
nach den Geſetzen des Ortes, dem der Fremde als Unterthan 
unterliegt, zu beurtheilen (§ Zu a. b. G. B.) 


+) 


Moriz B., geboren in Stampfen, Preßburger Komitat in Ungarn, 
ſeit Juli 1874 Director der böhmiſchen Rückverſicherungsgeſellſchaft in 
Prag, moſaiſch, hat am 16. Februar 1875 mit der 17 Jahre alten 
Clara V., geboren in Berlin, evangeliſcher Confeſſion, vor dem königl. 
preußiſchen Standesamte in Berlin Nr. VII die Civilehe abgeſchloſſen. 
In dem Trauſcheine ift Moriz B. als confeſſionslos angeführt. 

Vor dem Vollzuge der Civiltrauung in Berlin hatten Moriz B. 
und Clara V. bei dem Prager Magiſtrate um Veranlaſſung des Auf⸗ 
gebotes ihrer bevorſtehenden Ehe und um Entgegennahme ihrer feier⸗ 
lichen Erklärung der Einwilligung zur Ehe angeſucht und dieſem Geſuche 
zwei notariell legaliſirte Erklärungen des Inhaltes angeſchloſſen, daß ſie 
keiner der in den öſterreichiſchen Staaten anerkannten Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaft angehören, ſomit conſeſſionslos ſind. 

Dieſes Geſuch wurde vom Prager Magiſtrate mit Beſcheid vom 
8. Februar 1875, Z. 9495, abgewieſen, weil die beiliegenden Erklä⸗ 


rungen nicht als Austrittserklärungen im Sinne des interconfeſſionellen 
Geſetzes vom 25. Mai 1868 angeſehen werden können, ſolche Erklä⸗ 
rungen über den Austritt aus dem bisherigen Religionsverbande von 
den genannten Brautleuten ſchon vor Ueberreichung des betreffenden 
Ehegeſuches bei der politiſchen Behörde ihres Wohnſitzes oder Aufent⸗ 
haltsortes eingebracht und von dieſer formell vorher erledigt worden 
ſein müßten, was hier nicht der Fall iſt; und da die Braut, welche in 

Berlin domicilirt, nach der Verordnung des Miniſteriums für Cultus 

und Unterricht vom 18. Jänner 1869, Nr. 13 R. G. Bl., als Aus⸗ 

länderin zur Abgabe einer ſolchen Erklärung hierſtadts nicht einmal 

berechtigt iſt; endlich weil weder der Bräutigam über ſein Heimatsrecht, 

noch die Braut über ihre Staatsangehörigkeit, ihre perſönliche Fähigkeit 

zur Eheſchließung und die Dauer ihres Domiciles in Berlin ſich as. 
gewieſen haben. 

Clara V. hät, unter geſetzlicher Vertretung ihres Vaters Karl V., | 
sub praes. 29. December 1875, Z. 43135, die Klage auf Ungiltig⸗ 
keit ihrer mit Moriz B. am 16. Februar 1875 vor dem Standesamte 
in Berlin geſchloſſenen Ehe bei dem k. k. Landesgerichte Prag über⸗ 
reicht, beziehungsweiſe um Einleitung des Verfahrens nach dem Hoſ⸗ 
decrete vom 23. Auguſt 1819, Nr. 1595 J. G. S., erſucht. 

Clara V. machte drei Gründe für die Ungiltigkeit der geſchloſſe⸗ 
nen Ehe geltend: 1. Das Ehehinderniß der Religionsverſchiedenheit 
($ 64 a. b. G. B.), woran auch durch das Geſetz vom 9. April 1870, 
Nr. 51 R. G. Bl., nichts geändert ſei, indem dasſelbe vorausſetzt, 
daß beide Theile Nichtchriſten (Iſraeliten oder Confeſſionsloſe) ſind, 
während Clara V. aus dem Verbande der evangeliſchen Confeſſion 
nicht ausgetreten, Moriz B. aber Jude geblieben iſt. Dieſes Ehehin⸗ 
derniß beſteht auch nach ungariſchem Rechte ($ 10) laut der in Ehe⸗ 
ſachen von Evangeliſchen beider Confeſſionen am 16. März 1786 
erlaſſenen Weiſung, worüber ein Amtszeugniß des ungariſchen Juſtiz⸗ 
miniſteriums beigebracht wurde. 2. Mangel des Aufgebotes ($ 69 a. b. 
G. B.) 3. Irrthum in ſolchen perſönlichen Eigenſchaften, welche bei 
Schließung einer Ehe von dieſer Art vorausgeſetzt zu werden pflegen. 

Nach durchgeführter Unterſuchung, Einvernahme der Ehegatten 
und Anhörung des Vertheidigers des Ehebandes erkannte das k. k. 
Landesgericht zu Prag mit Urtheil vom 27. Februar 1877, Z. 1278, 
auf Abweiſuug der Klage aus folgenden Gründen: 

Bei der Entſcheidung der vorliegenden Rechtsſache handelt es ſich 
vor Allem um die Erörterung und Beantwortung der Frage, nach 
welchen Geſetzen die von Moriz B. und Clara V. abgeſchloſſene Ehe 
zu beurtheilen iſt. Mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des $ 37 a. b. 
G. B. müſſen hier die preußiſchen Geſetze zur Anwendung kommen, 
denn Clara V. iſt, wie ihr Heimatſchein nachweist, preußiſche Staats⸗ 
angehörige, Moriz B. aber ungariſcher Staatsangehöriger, welcher, mit 
Rückſicht auf das Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, Nr. 142 
R. G. Bl., in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Län⸗ 
dern als Ausländer betrachtet und behandelt werden muß; Beide waren 
daher Ausländer, welche ihren Ehevertrag, ſomit das Rechtsgeſchäſt, 
um deſſen Giltigkeit oder Ungiltigkeit es ſich handelt, vor dem königl. 
preußiſchen Standesamte in Berlin Nr. VII abgeſchloſſen haben. Nach 
preußiſchem Rechte beſteht aber, wie die beigebrachte in geſetzlicher Form 
ausgeſtellte Beſcheinigung des königl. preußiſchen Juſtizminiſteriums nach⸗ 
weist, das von Clara V. ad 1 geltend gemachte Ehehinderniß der 
Religionsverſchiedenheit nicht, weil der 8 39 des allgem. preuß. Land⸗ 
rechtes, Theil II, Titel 1, welcher dieſes Ehehinderniß ſtatuirte, durch 
den 8 56 des Geſetzes vom 9. Mai 1874 aufgehoben worden ift | 
u. ſ. w. 
Ueber Appellation der Clara V. hat das k. k. böhmiſche Ober⸗ 
landesgericht mit Entſcheidung vom 22. Mai 1877, Z. 13.660, das 
erſtinſtanzliche Urtheil abgeändert und erkannt: Die zwiſchen Moriz B. 
und Clara V. vor dem königl. preußiſchen Standesamte in Berlin 
Nr. VII am 16. Februar 1875 eingegangene Ehe iſt wegen Religions⸗ 
verſchiedeuheit der Verlobten aus Verſchulden des Moriz B. ungiltig. 
Die Gründe fagen: 

Beide Theile ſind im Sinne des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches Fremde; Moriz B. Nichtchriſt, Clara V. Chriſtin, und die Ehe 
iſt außerhalb des Geltungsgebietes des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches im Auslande eingegangen worden. Moriz B. hält zwar im 
Verfahren die Behauptung aufrecht, daß er ſich für confeſſionslos halte, 
welche ſeine Behauptung hier aber nicht berückſichtigt werden kann, 
weil er feiner Geburt nach ein Jude und den Anforderungen des 
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Art. 6 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 49 R. G. Bl., nicht 
entſprochen hat, indem die gemäß § 1 des letzteitirten Geſetzes zur 


Entgegennahme der Erklärung des Austrittes aus der jüdiſchen Kirche 
berufene Behörde, das iſt der Prager Magiſtrat, die Annahme der 


Erklärung des Moriz B. verweigert und in Folge deſſen auch eine 


Mittheilung an die iſraelitiſche Gemeinde in Prag und in Stampfen 
unterlaſſen hat. Moriz B. muß daher in dieſem Verfahren als Jude 
angeſehen werden. Es liegt ſonach ein zwiſchen Ausländern im Aus⸗ 
lande geſchloſſenes Rechtsgeſchäft vor, welches nach den Grundſätzen des 
internationalen Privatrechtes gemäß §8 34 bis 36 a. b. G. B. zu 
beurtheilen iſt. Jedes Rechtsgeſchäft iſt durch die Handlungsfähigkeit des 
Intereſſenten, den Inhalt des Geſchäftes und die Form, in welcher es 
zum Ausdrucke gelangt, bedingt. Nach welchen Geſetzen die Handlungs⸗ 
fähigkeit zu beurtheilen ſei, beſtimm § 34 a. b. G. B. dahin, daß 
dieſelbe ſich entweder nach den Geſetzen des Staates, dem er angehört, 
oder ſeines Domiciles richtet, während Inhalt und Form des Geſchäftes 
dem Geſetze des Ortes des Abſchluſſes nach 8 37 a. b. G. B. unter⸗ 
worfen ſind. Die perſönliche Handlungsfähigkeit des Moriz B. in Be⸗ 
ziehung auf die Eingehung der Ehe iſt nun ſowohl gemäß des § 10 
der in Eheſachen von Evangeliſchen beider Conſeſſionen am 16. März 
1786 erlaſſenen und mit § 36 des Geſetzartikels LIV vom Jahre 
1868 geſetzliche Kraft erlangten Weiſung, alſo nach dem Geſetze feiner 
Staatsangehörigkeit, als nach $ 64 a. b. G. B., d. i. dem Geſetze feines 
Domiciles, dahin eingeſchränkt, daß ihm verboten iſt, eine Ehe mit 
einer Chriſtin einzugehen. Moriz B. beſitzt ſonach nicht die in dem 
§ 34 a. b. G. B. zur Giltigkeit eines Vertrages überhaupt und der 
Ehe insbeſondere vorausgeſetzte Fähigkeit ſeiner Einwilligung zu einer 
Ehe mit einer Chriſtin u. ſ. w. 

Ueber Reviſion des Vertheidigers des Ehebandes hat der k. k. 
oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 6. März 1878, 3. 9743 
vom Jahre 1877, das Erkenntniß der zweiten Inſtanz beſtätiget. 

Die Gründe ſind folgende: ö 

Da die Anſtellung des Moriz B. bei der Rückverſicherungsbank in 
Prag, als einer bloßen Privatunternehmung, und die hiedurch veranlaßte 
Wahl des Wohnſitzes in Prag für ſich allein die Erwerbung des öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürgerrechtes, welches nach dem Art. I des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl., den An⸗ 
gehörigen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zuſteht, 
nicht begründet, jo ſind Moriz B. ſowohl als unzweifelhaſt auch Clara 
V. im Sinne des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches Fremde, und 
haben demnach bei der Entſcheidung der gegenwärtigen Streitſache die 
Beſtimmungen der 88 34 —37 a. b. G. B. in Anwendung zu kommen, 
da das Geſetz bezüglich der Eheſtreitigkeiten keine Ausnahme von dieſen 
Beſtimmungen feſtſetzt. Nach dem § 34 a. b. G. B. iſt nun die perſön⸗ 
liche Fähigkeit der Fremden zu Rechtsgeſchäften, ſomit auch zur Ehe 
überhaupt, und zur Eingehung einer beſtimmten Ehe insbeſondere nach 
Geſetzen des Ortes, denen der Fremde als Unterthan unterliegt, zu 
beurtheilen. Da Moriz B. zu Stampfen im Königreiche Ungarn heimats⸗ 
berechtigt iſt, ſo haben in Bezug auf ſeine Handlungsfähigkeit die 
ungariſchen Geſetze, in Bezug auf die Handlungsſähigkeit der Clara V. 
die im Königreiche Preußen geltenden Geſetze, in Beziehung auf den 
Inhalt und die Form der Eheſchließung aber, da die Ehe in Preußen 
geſchloſſen worden iſt, die dort geltenden Geſetze in Anwendung 
zu kommen. Betreffend nun die perſönliche Handlungsfähigkeit des 
Moriz B., ſo iſt außer Zweifel geſtellt, daß derſelbe bis kurz 
vor Eingehung der Ehe mit Clara B. iſfraelitiſcher Religion ge- 
weſen iſt, zumal er auch in der jüdischen Synagoge in Stampfen feine 
Aufbietung vornehmen ließ. Moriz B. muß aus den von der zweiten 
Inſtanz angenommenen Gründen noch immer als Jude angeſehen werden. 
Nach dem beigebrachten Zeugniſſe des ungariſchen Juſtizminiſteriums 
find in Ungarn nach $ 10 der in Eheſachen von Evangeliſchen beider 
Confeſſionen erlaſſenen und mit § 36 des Geſetzartikels PIV vom Jahre 
1863 geſetzliche Kraft erlangten Verfügung, welche lautet: „Tertio 
matrimonium inter subditum nostrum religioni christianae addic- 
tum et alium religioni huic non addictum, pro nullo et invalido 
declaramus“ — Ehen zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten geſetzlich 
ungiltig. Dieſes im Königreiche Ungarn beſtehende, dem § 64 a. b. 
G. B. entſprechende Ehehinderniß der Religionsverſchiedenheit beruht 
auf einem perſönlichen Verhältniſſe und beinhaltet demnach immer auch 
eine im § 39 a. b. G. B. vorgeſehene Einſchränkung der perſönlichen 
Fähigkeit, zufolge welcher ein der chriſtlichen Religion nicht zugethaner 


ungariſcher Unterthan mit einer Chriſtin eine giltige Ehe nicht abſchließen 
kann. Wenn auch im Königreiche Preußen das Ehehinderniß der Religions⸗ 
verſchiedenheit nicht beſteht und der Verehelichung der der evangeliſchen 
Confeſſion angehörigen Clara V. mit einem Iſraeliten dortſelbſt kein 
Hinderniß in den Weg gelegt wurde, ſo war doch zum Zuſtandekommen 
einer giltigen Ehe die perſönliche Fähigkeit beider Ehegatten nothwendig, 
welche jedoch, wie vorerwähnt, an Seite des Geklagten Moriz B. nicht 
vorhanden geweſen iſt. Die mangelnde ſpecielle Handlungsfähigkeit des 
Geklagten Moriz B. in Abſicht auf die mit der Klägerin eingegangene 
Ehe rechtfertigt vollkommen den Ausſpruch der Ungiltigkeit dieſer Ehe, 
wobei es auf den weiteren Umſtand, ob an Seite der Clara V. ein 
ſolcher Irrthum in den perſönlichen Eigenſchaften des Geklagten Moriz 
B. unterlaufen ſei, welcher nach § 40, Theil II, Titel 1 allgemeinen 
preuß. Landrechtes die Einwilligung derſelben in die Ehe unkräftig 
macht, gar nicht mehr ankommen kann. 
Jur. Bl. 


Der Einkommenſteuer, welche nach den Finanzgeſetzen von dem 
reinen Jahreseinkommen aus den, die Befreiung von der Haus⸗ 
zinsſteuer im Ganzen oder theilweife genießenden Gebäuden zu 
entrichten iſt, kommt das in dem Hofdecret vom 16. September 
1825, Nr. 2132, und im $ 31 der Concursordnung den von 
einem unbeweglichen Gute zu entrichtenden Steuern eingeräumte 
geſetzliche Pfandrecht auf dieſes unbewegliche Gut nicht zu. 


Das Prager k. k. Landesgericht hatte in ſeiner am 14. Juli 
1877, 8. 21.695, ergangenen Berechnung und Zuweiſung des Meiſt⸗ 
botes ſür das im Executionswege zur Relicitation gelangte zinsſteuer⸗ 
freie Haus NC. 184 II in Prag mehreren Einkommenſteuerrückſtänden 
vom Zinserträgniſſe jenes Hauſes aus den Jahren 1872 — 1874 die 
privilegirte Rangordnung abgeſprochen und dieſelben in Folge deſſen 
nach dem Tabularſtande in's Leere verwieſen. 

Gegen die dieſe Meiſtbotsberechnung beſtätigende Erledigung des 
böhmiſchen Oberlandesgerichtes vom 23. October 1877, Z. 28.126, 
überreichte die k. k. Finanzprocuratur in Prag noe. des Steuerärars 
den außerordentlichen Reviſionsrecurs. 

Da ſich bei der oberſtgerichtlichen Berathung über dieſen Recurs 
die Majorität der Stimmführenden für die Zurückweiſung desſelben und 
hiemit zugleich für ein Abgehen von dem in das Spruchrepertorium 
unter Nr. 83 aufgenommenen Rechtsſatze *) ausſprach, ſo verfügte das 
Präsidium des oberſten Gerichtshofes unter vorläufiger Suspenſion des 
Vollzuges jenes Majoritätsbeſchluſſes, gemäß $ 3 der zur Führung eines 
Judicatenbuches und des Spruchrepertoriums erlaſſenen, mit a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 7. Auguſt 1872 genehmigten Inſtruction eine neuerliche 
Berathung der durch den erwähnten Spruch entſchiedenen Rechtsfrage in 
einem verſtärkten Senate, welcher ſohin: in Erwägung, daß bei der 
Beurtheilung der Eigenſchaft und rechtlichen Natur der durch die Finanz⸗ 
geſetze der Jahre 1868 bis incl. 1877 normirten Einkommenſteuer, 
welche von dem reinen Jahreseinkommen der die Befreiung von der 
Hauszinsſteuer im Ganzen oder theilweiſe genießenden Gebäude, das iſt 
mit 5 pCt. von jenem Betrage, welcher von dem Bruttozinsertrage nach 
Abrechnung der geſetzlich zugeſtandenen Abzüge erübrigt, zu entrichten 
iſt — eben nur dieſe Finanzgeſetze maßgebend ſind; in Erwägung, daß 
die gedachte Einkommenſteuer, wie ſie in dieſen Finanzgeſetzen bezeichnet 
iſt, ſich als eine Perſonalſteuer darſtellt, welche eben nur jene Perſon 
trifft, welche das bezügliche Einkommen bezogen hat und nicht als eine 


auf dem Gebäude, das vom Geſetze als zinsſteuerfrei anerkannt iſt, 


haftende Reallaſt angeſehen werden kann; in Erwägung, daß bei einer 


entgegengeſetzten Auslegung der bezogenen Finanzgeſetze dieſelben einen 


offenbaren Widerſpruch enthalten würden, indem darin einerſeits das Gebäude 


als zinsſteuerfrei anerkannt iſt und doch anderſeits eine auf demſelben 


haftende Realſteuer als vorhanden angenommen werden würde, welche 


im Weſentlichen nichts anders als eine Zinsſteuer ſelbſt, nur unter einem | 
— — und 480 fl. Activitätszulage, bis 20. Aug. (Amtsbl. Nr. 157.) 


) „Das 
den dreijährigen ckſtänden an landesfürſtlichen Steuern, auf das Gut, von 
welchem ſie hätten entrichtet werden ſollen, eingeräumte geſetzliche Pfandrecht 


kommt auch der — nach den Finanzgeſetzen von Gebäuden, welche im Ganzen 


oder theilweiſe die zeitliche Befreiung von der Hauszinsſteuer genießen — zu 
entrichtenden Einkommenſteuer zu.“ 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Naa des Hofdecretes vom 16. September 1825, Z. 2132, 
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andern Namen wäre; und in Erwägung endlich, daß, wenn die in Rede 
ſtehende Einkommenſteuer als eine auf dem Gebäude haftende Real⸗ 
ſteuer mit dem geſetzlichen Pfandrechte in privilegirter Rangordnung 
angeſehen werden wollte, dadurch die Hypothekargläubiger, welche im 
Vertrauen auf die geſetzlich anerkannte Eigenſchaft der Realität, als 
eines zinsſteuerfreien Objektes, hierauf Pfandrechte erworben haben, offen⸗ 
bar in ihren Pfand⸗ und Prioritätsrechten verletzt werden würden — 
den in das Spruchrepertorium unter Nr. 83 eingetragenen Rechtsſatz 
zu beſeitigen, dagegen aber die Eintragung des vorangeſtellten Rechts⸗ 
ſatzes in das Judicatenbuch beſchloß. 

Zugleich wurde bei Beſtand dieſes Beſchluſſes dem Eingangs 
angeführten außerordentlichen Reviſionsrecurſe der k k. Finanzprocuratur 
keine Folge gegeben. 

(Beſchluß vom 6. Februar 1878, Z. 15.250.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Präſidenten des Abgeordnetenhauſes des Reichs⸗ 
rathes Dr. Karl Rechbauer die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Mähren Ludwig Freiherrn 
Poſſinger v. Choborski das Großkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe extra statum des Miniſteriums 
des Innern Auguſt Jauner den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfr ei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzdirector in Klagen⸗ 
ſurt Theodor Ritter Haſſenmüller v. Ortenſtein anläßlich deſſen Penſio⸗ 
nirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baudirector der priv. Südbahngeſellſchaft 
Wilhelm Flattich den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Meinifterialjeeretär im Ackerbauminiſterium 
Joſef Diener anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberdirector der Hilfsämter im Miniſterium 
des Innern Franz Weiß den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Hilfsämter⸗ und der Präſidial⸗ 
kanzlei des Miniſteriums des Innern Viktor Reuterer anläßlich deſſen Pen⸗ 
ſionirung den Titel eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Alexander Zajatz ek 
zum Rechnungsrathe der n. ö. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem Concipienten der n. 5. Finanzprocuratur 
Dr. Rudolf Ritter Schwabe v. Waiſenſreund zum Miniſterialconcipiſten 
im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer in Cormons Joſef Mlekus 
zum Hauptſteuereinnehmer der Trieſter Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Valentin Kronig zum Finanz⸗ 
rathe, den Finanz⸗Obercommiſſär Albert Ritter v. Luſchan zum Finanzſecretär 
und den Finanzeommiſſär Anton Samuda zum Finanz⸗Obercommiſſär bei der 
Laibacher Finanzdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Ober⸗Hüttenverwalter Rudolf Gabriel 
zum Fabriksverwalter der k. k. Schwefelſäurefabrik in Unterheiligenſtadt ernannt. 


Erledigungen. 


Zwei Forſtadjunctenſtellen im deutſchen und italieniſchen Antheile von 
Tirol mit der zehnten Rangsclaſſe nebſt Reiſe⸗ und Kizleipauſchale, bis Ende 
Juli. (Amtsbl. Nr. 155.) 

Oberrechnungsſtelle bei der ſchleſiſchen Landesregierung in der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 156.) 

Steuereinnehmersſtellen bei den n. ö. Steuerämtern und zwar: eine 
Hauptſteuereinnehmersſtelle in der achten Rangsclaſſe, dann Einnehmersſtellen in 
der neunten Rangsclaſſe, eventuell Controlorsſtellen in der zehnten und Adjunc⸗ 
tenſtellen in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis Mitte Auguſt. (Amtsblatt 
Nr. 156.) 


Directorsſtelle im Prager allg. Krankenhauſe mit der ſechsten Rangsclaſſe 


Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Oberöſterreich in 
der neunten, eventuell eine Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 15. Juli (Amtsbl. Nr. 158.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirection für Kärnten, Krain, Küſtenland und Dalmatien, eine, eventuell 


zwei Forſtelevenſtellen mit je 500 fl. Adjutum, bis 4. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 159.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


